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der Vorbereitung der Hauptverhandlung meist keine Kennt­
nis vom Übergang des Schadenersatzanspruchs und daher nur 
den Geschädigten zum Termin der Hauptverhandlung gela­
den, so daß die Staatliche Versicherung nicht vertreten ist. 
Ebenso verhält es sich bei dem nach § 256 ZGB übergegange­
nen Ersatzanspruch für Leistungen der Sozialversicherung. Um 
jedoch eine solche Situation von vornherein zu vermeiden, 
informiert das Untersuchungsorgan oder der Staatsanwalt 
bei Schädigung des Eigentums eines Vertragspartners der 
Staatlichen Versicherung bzw. der Sozialversicherung spä­
testens nach der ersten Beschuldigtenvernehmung die für den 
Wohn- oder Arbeitsort des Geschädigten zuständige Kreis­
direktion der Staatlichen Versicherung bzw. den zuständigen 
Kreisvorstand des FDGB und fordert sie mit Terminstellung 
auf, die Ersatzansprüche für Versicherungsleistungen geltend 
zu machen.

Die Wahrnahme des selbständigen Antragsrechts durch 
den Staatsanwalt ist auch möglich, wenn in der Hauptver­
handlung gemäß § 237 StPO die Anklage erweitert wird, der 
Schadenersatzanspruch des nicht anwesenden Rechtsträgers 
sozialistischen Eigentums aber zweifelsfrei feststeht.

Stellt sich erst in der Hauptverhandlung heraus, daß ent­
gegen der ursprünglichen Annahme in der Anklageschrift 
und im Eröffnungsbeschluß nicht persönliches oder privates, 
sondern sozialistisches Eigentum geschädigt wurde, hat der 
Staatsanwalt ebenfalls einen Antrag nach § 198 Abs. 2 StPO 
zu stellen. In diesem Fall handelt der Staatsanwalt auf Grund 
der veränderten Rechtslage gemäß § 236 StPO zugunsten des 
nicht anwesenden Rechtsträgers sozialistischen Eigentums.

Die Beantragung des Schadenersatzes durch den Staatsan­
walt kann auch erforderlich sein, wenn sich erst in der Haupt­
verhandlung ergibt, daß der vorliegende Schadenersatzan­
trag von einem sachlich Nichtlegitimierten gestellt wurde 
(z. B. Verkaufsstellenleiter, Schuldirektor).

Prozessuale Probleme bei Schadenersatzanträgen 
des Staatsanwalts

Gemäß § 198'Abs. 1 und 2 StPO hat der Geschädigte, der Re­
greßberechtigte oder der Staatsanwalt den Schadenersatzan­
trag bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens zu stellen. Die 
Abschrift des Schadenersatzantrags wird dem Angeklagten in 
der Regel zusammen mit der Ladung zur Hauptverhandlung, 
der Anklageschrift und dem Eröffnungsbeschluß zugestellt. 
Der Schadenersatzantrag gilt auch dann als wirksam zuge­
stellt, wenn er zwar später als die Ladung, aber unter Wah­
rung der Ladungsfrist (fünf Tage von der Zustellung bis zum 
Tage der Hauptverhandlung) zugestellt wurde (§ 203 Abs. 2 
StPO).

Auch ein noch später gestellter Schadenersatzantrag kann 
gemäß § 198 Abs. 1 StPO durch Beschluß des Gerichts in das 
Verfahren einbezogen werden, wenn die Entscheidung über 
den Antrag ohne Verzögerung möglich ist und der Angeklagte 
der Einbeziehung zustimmt. Diese Zustimmung ist bei Zu­
stellung des Antrags unter Wahrung der Ladungsfrist nicht 
erforderlich. Die Ladungsfrist gemäß § 204 Abs. 2 StPO ab­
zukürzen, um bei verspätet eingegangenen Schadenersatz­
anträgen die Zustimmung des Angeklagten zu umgehen, ist 
allerdings unzulässig.6 7

In der Regel ist der Angeklagte selbst an einer zügigen 
Aufklärung seiner strafbaren Handlung und deren materiel­
len Folgen interessiert. Die Gerichte nutzen daher die Mög­
lichkeit, auch über solche Schadenersatzanträge zu entschei­
den, die erst nach der Eröffnung des Hauptverfahrens ge­
stellt werden und bei denen sich weder in rechtlicher noch 
in tatsächlicher Hinsicht Probleme auftun.7

Der Staatsanwalt kann den Schadenersatzantrag gemäß 
§ 198 Abs. 2 StPO schriftlich und auch mündlich stellen. Er­
gibt sich erst in der Hauptverhandlung für ihn die Notwen­
digkeit, einen Schadenersatzantrag zu stellen, wird er ihn 
mündlich vortragen. Das ist im Protokoll der Hauptverhand­
lung zu vermerken (§ 253 Abs. 2 StPO). Der Antrag muß die 
Höhe des Anspruchs (einschließlich der Zinsforderung), den 
berechtigten Rechtsträger sozialistischen Eigentums sowie die 
Anspruchsgrundlage (§§ 330 ff. ZGB, §§ 260 ff. AGB) exakt 
kennzeichnen.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß bei 
Forderungen von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften der Schadenersatzantrag des Vorstands der LPG 
gemäß § 40 Abs. 2 LPG-Gesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 25 
S. 443) Sachurteilsvoraussetzung für die gerichtliche Ent­
scheidung ist. Selbstverständlich hat der Staatsanwalt auch 
hier das Recht und die Pflicht, beratend auf den Vorstand 
einzu wirken.

Zur Einwilligung des Angeklagten
bei verspätet gestellten Schadenersatzanträgen

Stellt der Staatsanwalt im Interesse eines geschädigten 
Rechtsträgers sozialistischen Eigentums den Schadenersatzan­
trag nach Eröffnung des Hauptverfahrens (z. B. erst in der 
Hauptverhandlung), dann kann darüber nur verhandelt wer­
den, wenn der Angeklagte dazu seine Einwilligung gibt. An­
derenfalls stellt das Gericht durch unanfechtbaren Beschluß 
fest, daß der Schadenersatzantrag nicht in das Verfahren ein­
bezogen wird. Eine Sachentscheidung im Urteil erübrigt sich 
damit.8

Liegt der Antrag eines nicht bzw. nicht mehr sachlich Le­
gitimierten vor, so hat das Gericht auf eine Klagerücknahme 
hinzuwirken, ansonsten ist die Klage abzuweisen (§§ 28, 31 
Abs. 2 ZPO).9 Das betrifft auch die Schadenersatzanträge, 
bei denen die Änderung der Legitimation mit dem gesetzli­
chen Forderungsübergang verbunden ist. Da daraufhin der 
Staatsanwalt zugunsten von Rechtsträgern sozialistischen 
Eigentums den Schadenersatzantrag neu stellt, hängt des­
sen Einbeziehung in das Strafverfahren von der Einwilligung 
des Angeklagten ab.

In Strafverfahren wegen Eigentumsdelikten zum Nachteil 
sozialistischen Eigentums ist m. E. für die künftige Gesetz­
gebung zu überdenken, ob die Einwilligung des Angeklagten 
zur Einbeziehung verspätet gestellter Schadenersatzanträge 
als Entscheidungsvoraussetzung tatsächlich erforderlich ist: 
Die Begründung, daß dem Angeklagten ausreichend Zeit ge­
geben werden muß, sich auf die Verteidigung hinsichtlich der 
Schadenersatzforderungen vorzubereiten, wurde vom Gesetz­
geber ohnehin partiell aufgehoben, da der Angeklagte unter 
bestimmten Umständen auf die Einhaltung der gesetzlichen 
Frist zur Zustellung des Schadenersatzantrags verzichten 
kann. Auch der erst in der Hauptverhandlung gestellte Scha­
denersatzantrag trifft den Angeklagten ja im allgemeinen 
nicht unvorbereitet. Bei Eigentumsdelikten ist die Schadens­
höhe für die Beurteilung der Tatschwere so wesentlich, daß 
der Angeklagte mit den bei der Ladung zugestellten Prozeß­
dokumenten selbst dann auf die Schadenersatzproblematik 
hingewiesen wird, wenn der entsprechende Schadenersatz­
antrag noch fehlt.

Beantragt der Staatsanwalt in der Hauptverhandlung ge­
mäß § 198 Abs. 2 StPO Schadenersatz, weil die Forderung in­
zwischen auf die Staatliche Versicherung oder die Sozialver­
sicherung übergegangen ist oder weil der Antrag von einem 
Nichtlegitimierten gestellt wurde, dann wird der Angeklagte 
ebenfalls nicht unvorbereitet damit konfrontiert, weil ja be­
reits ein anderer Antrag über die gleiche Schadenshöhe vor­
lag, über den lediglich aus prozessualen Gründen nicht ver­
handelt werden konnte.

Beantragt der Staatsanwalt gemäß § 198 Abs. 2 StPO im 
Interesse des Volkseigentums in den genannten Ausnahme­
fällen den Schadenersatz erst in der Hauptverhandlung, be­
steht m. E. für den Angeklagten kein Risiko, daß er auf Grund 
der mit der Hauptverhandlung verbundenen psychischen Be­
lastung ungerechtfertigte Schadenersatzanträge anerkennt. 
Er kann gemäß § 310 StPO Beschwerde gegen die Entschei­
dung über den Schadenersatz einlegen, falls er vom Recht 
auf Berufung nicht Gebrauch macht. Außerdem ist das Gericht 
verpflichtet, die Sache zur Entscheidung über die Schadens­
höhe an die Zivil- bzw. Arbeitsrechtskammer zu verweisen, 
wenn durch die Feststellung der Schadenshöhe der Charak­
ter einer strafrechtlichen Beweisaufnahme verlorenginge.

Erfolgt eine solche Verweisung, ist der Staatsanwalt ge­
mäß § 21 StAG und §§ 7, 8 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO berechtigt, den 
Schadenersatzantrag vor der Zivil- oder Arbeitsrechtskam­
mer zu vertreten.

Das selbständige Antragsrecht gemäß § 198 Abs. 2 StPO 
erweist sich als ein wichtiges Instrument des Staatsanwalts, 
um zur zügigen Beseitigung der durch Straftaten am Volks­
eigentum verursachten Schäden beizutragen. Dieses Recht 
sollte deshalb unter den genannten Voraussetzungen stets 
konsequent wahrgenommen werden.

6 Vgl. StPO-Lehrkommentar, Anm. 2 zu § 204 (Berlin 1968, S. 243); 
zur prozessualen Behandlung von Schadenersatzanträgen, die erst 
nach Eröffnung des Hauptverfahrens gestellt wurden, vgl. im ein­
zelnen W. Herzog/E. Kermann/H. Willamowski, a. a. O., S. 444 f.

7 Vgl. Ziff. 2.1. der Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zur 
Rechtsprechung bei der Durchsetzung von Schadenersatzansprü­
chen vom 14. September 1978 (GBl. I Nr. 34 S. 369).

8 Vgl. W. Herzog/E. Kermann/H. Willamowski, a. a. O., S. 445.
9 Vgl. Lehrbuch Zivilprozeßrecht, Berlin 1980, S. 117 fl.


